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„Mit Factory Outlet Centern drängt derzeit eine für Deutsch-
land neue Betriebsform des Einzelhandels auf den Markt, wel-
che die bislang konsequenteste Verbindung von Discountprin-
zip und Erlebniseinkauf darstellt.“1

Einleitung

Im Laufe der Jahrhunderte hat sich die deutsche Verkaufskultur stetig ver-
ändert. Insoweit ist sie dem Wechselspiel von Angebot und Nachfrage un-
terworfen, das von gesellschaftlichen Entwicklungen wie Massenprodukti-
onsverfahren, Erreichbarkeit, Zahlungsfähigkeit, neuzeitlich auch dem
Marketing und vielen anderen Faktoren abhängig ist.

Während im Zeitalter der Autarkie Herstellung und Verbrauch in einer
Hand lagen,2 die Stufe des Vertriebes also völlig überflüssig war, und sich
auch später bei der Etablierung des Handels oftmals Produktion und Ver-
kauf noch vereinen ließen,3 wurde im Zeitalter der Industrialisierung4 die
Zwischenform des Vertriebes erforderlich, um dem mit gesteigerter Pro-
duktion verbundenen erhöhten Absatz Rechnung tragen zu können.

Bei Großunternehmen vollzog sich folglich die Trennung von Herstel-
lung, dem Verkauf an Zwischenhändler und schließlich der Weitergabe an

1 Vogels/Will, GMA-Grundlagenuntersuchung, S. 134. Die Gesellschaft für Markt-
und Absatzforschung mbH (GMA) mit Sitz in Ludwigsburg wurde im Oktober 1997
vom Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, vertreten durch
das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, beauftragt, eine Grundlagenuntersu-
chung zum Betriebstyp Factory Outlet Center zu erstellen. Die Ergebnisse dieser Unter-
suchung wurden veröffentlicht und werden an verschiedenen Stellen der Arbeit zitiert.

2 Vgl. hierzu die Ausführungen von Droege, Deutsche Wirtschafts- und Sozialge-
schichte, S. 28f., der darstellt, daß Mitte des 12. Jahrhunderts mit der auf die Dreifelder-
wirtschaft zurückzuführenden verbesserten Produktivität und der Entstehung von
Märkten erstmals Überschüsse der bäuerlichen Produktion verkauft wurden.

3 Wobei auch in der Zeit des Merkantilismus der Kaufmann die Rohstoffe zur Ferti-
gung von Waren lieferte und die fertigen Produkte wieder abnahm, um sie zu vertreiben,
vgl. insoweit Droege, Deutsche Wirtschafts- und Sozialgeschichte, S 126f.. Diese Stel-
lung als Rohstofflieferant und Händler führte zu einer Abhängigkeit der eigentlichen
Hersteller.

4 Zur Industrialisierung in Deutschland ausführlich: Engelsing, Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte Deutschlands, S. 143ff..
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den Endverbraucher. Der Einzelhandel als letztes Glied in dieser Kette war
geboren.

Durchbrechungen in diesem System gab es seit jeher an verschiedenen
Stellen. So sind Direktverkäufe an Mitarbeiter seitens des Herstellers gang
und gäbe; auch wurde in den letzten Jahren vermehrt der Fabrikverkauf5 als
Annex zum Produktionsbetrieb als Möglichkeit wahrgenommen, schwer
verkäufliche Ware an den Letztverbraucher abzusetzen.

In der Gesamtschau stellten diese Ausnahmen aber keine wirkliche Ge-
fährdung der zuvor aufgezeigten Vertriebswegeverteilung dar.

Erst mit der aus den USA stammenden Betriebsform des Factory Outlet
Centers wurden Stimmen laut, die hierin eine ernsthafte Gefahr für die bei
uns in Deutschland bewährte und etablierte Einzelhandelskultur erblick-
ten.6

Anlaß zu dieser Arbeit bot demnach die zumeist emotional geführte
Diskussion und spannungsgeladene Atmosphäre, die zwischen Betreibern
und Herstellern auf der einen und dem Einzelhandel auf der anderen Seite
besteht, wenn das Thema Factory Outlet Center zur Sprache kommt.

Das Ziel der Arbeit ist es, Probleme, die mit der Ansiedlung eines Facto-
ry Outlet Centers sowohl in bauplanungs-, raumordnungs-, vertrags- und
wettbewerbsrechtlicher Hinsicht verbunden sind, möglichst umfassend
aufzuzeigen. Hierbei sollen vor allem etablierte schlagwortartige Thesen,
die auch in der politischen Diskussion verwandt werden, einer sachgerech-
ten rechtlichen Lösung zugeführt werden. Ob tatsächlich von vornherein
bestimmte Zulassungshindernisse für Factory Outlet Center bestehen,7

5 Als bekannteste Beispiele hierfür in Deutschland gelten die Einrichtungen der Firmen
Esprit in Ratingen, Hugo Boss in Metzingen, Puma in Nürnberg, Salamander in Korn-
westheim, Trigema in Burladingen, WMF in Geislingen.

6 So finden sich seitens der Interessenvertreter des Einzelhandels Schlagwörter wie
„Verödung der Innenstädte“ sowie Förderung der Strukturen einer „Zweiklassengesell-
schaft“ als Folge der Etablierung von Factory Outlet Centern, vgl. BAG, Positionspa-
pier, S. 2ff..

7  Wie z. B. die Aussage „Factory Outlet Center sind grundsätzlich nur in Oberzentren
zulässig“. Vgl. hierzu den Fortschreibungsentwurf des Landesentwicklungsplans BW
sowie die Entschließung der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 3.6.1997, Bun-
desministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Entschließungen der Mini-
sterkonferenz für Raumordnung 1993-1997, S. 47f. unter Pkt. 6, wonach „Factory Out-
let Center außerhalb von Großstädten/Oberzentren nicht zulässig sind“.
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oder ob diese Betriebsform nicht vielmehr anhand des bestehenden nor-
mierten Rechts und der ergänzenden Rechtsprechung in das gewöhnliche
Gefüge eingeordnet werden kann, wird Ergebnis dieser Untersuchung sein.

Im ersten Teil der Arbeit soll zunächst auf den Begriff des Factory Out-
let Centers eingegangen werden, der aus der US-amerikanischen Wirtschaft
stammt. Dabei werden die Anfänge und neuzeitlichen Entwicklungen die-
ser Betriebsform in ihrem Mutterland dargestellt und eine Prognose für das
Verbraucherverhalten und die damit verbundene mögliche Etablierung für
den Standort Deutschland erstellt.

Die Teile zwei bis sechs sind eng miteinander verbunden und bilden den
Schwerpunkt der öffentlich-rechtlichen Untersuchung der Arbeit. Hier
wird der Versuch unternommen, eine umfassende bauplanungsrechtliche
Zulässigkeits- und Zulassungsprüfung von Factory Outlet Centern, einge-
bettet in das erforderliche Raumordnungs- und Umweltverträglichkeits-
prüfungsverfahren, vorzunehmen.

Im zweiten Teil wird die Auseinandersetzung mit der bundesverfas-
sungsgerichtlichen Rechtsprechung zum Einkaufszentrum im Vordergrund
stehen.

Sodann wird im dritten Teil auf die Fälle der bestehenden Verpflichtung
einer Gemeinde zur Zulassung eines Factory Outlet Centers eingegangen,
während im vierten Teil die positive Bauleitplanung, also die Schaffung von
Baurecht für ein solches Center mit den zur Verfügung stehenden unter-
schiedlichen Mitteln erörtert wird.

Der im Anschluß hieran zu untersuchende fünfte Teil ist in Aufbau und
Inhalt der umfangreichste der öffentlich-rechtlichen Darlegungen. In ihm
sollen die einzelnen Grundsätze und Ziele der erforderlichen Planung auf-
bereitet und kritisch analysiert werden. In diesem Zusammenhang wird
bewußt das erforderliche Raumordnungsverfahren innerhalb des Anpas-
sungsgebots des § 1 Abs. 4 BauGB8 behandelt, da insoweit Überschnei-
dungen beim Begriff der „Ziele der Raumordnung“ gegeben sind.

Der sechste Teil ist rechtsgestalterisch angelegt. Anhand des konkreten
Beispiels der Planung eines Factory Outlet Centers auf der Gemarkung der
baden-württembergischen Stadt Wertheim sollen die Möglichkeiten der
Minimierung negativer Effekte bei zugleich zu erreichender Maximierung

8 Baugesetzbuch (BauGB) vom 8.12.1986, BGBl. 1986 I, S. 2253, i. d. F. vom 27.8.1997,
BGBl. 1997 I, S. 2141, berichtigt am 16.1.1998, BGBl. 1998 I, S. 137.
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der positiven Haupt- und Nebenwirkungen eines Factory Outlet Centers
dargestellt werden.

Die Darstellung des Bauordnungs- und Ladenöffnungsrechts im siebten
Teil ist lediglich als Abriß zu verstehen, da ein Factory Outlet Center inso-
fern keinen Unterschied zu anderen Verkaufs-Großprojekten aufweist.

Die im achten Teil geführte Auseinandersetzung mit dem Wettbewerbs-
recht gilt als Abrundung der Arbeit, insbesondere auf der Grundlage, daß
die zuvor vorgenommenen öffentlich-rechtlichen Untersuchungen vom
Grundsatz der Wettbewerbsneutralität geprägt sind. In diesem Abschnitt
wird insbesondere auf die beim Betrieb eines Factory Outlet Centers ein-
schlägigen Normen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, auf
wettbewerbsrechtliche Nebengesetze sowie die zivilrechtliche Ausgestal-
tung der zwischen den einzelnen Beteiligten bestehenden Vertragsverhält-
nisse eingegangen.

Im neunten Teil der Arbeit werden die Ergebnisse der gesamten Unter-
suchung zusammengefaßt.

Der abschließende Ausblick soll den Bogen zum ersten Teil der Arbeit
spannen, in dem bereits Prognosen für die Entwicklung der Betriebsform
des Factory Outlet Centers in Deutschland angestellt wurden. Nach der
sowohl anhand bereits vorhandener Beispiele und Entscheidungen sowie
abstrakt vorgenommenen rechtlichen Darstellung der Einordnung und Zu-
lassung von Factory Outlet Centern sollen diese Prognosen nunmehr veri-
fiziert und konkretisiert werden.


